
le Bündnisse aus Studierenden- und Schü-
lerInnen-Gruppen in verschiedenen Städ-
ten ausgerufen haben. Während einer bun-
desweiten Aktionswoche vom 15. bis 19. Ju-
ni 2009 werden junge GewerkschafterIn-
nen gemeinsam mit Studierenden und
SchülerInnen im gesamten Bundesgebiet
demonstrieren. Bundesweit dezentrale De-
monstrationen sollen am 17. Juni 2009 statt-
finden.

Sinn des Bildungsstreiks ist es, eine Dis-
kussion zur Zukunft des Bildungssystems
anzuregen. »Der Staat muss ein exzellentes
Bildungswesen für alle Menschen sichern
und finanzieren«, sagt Heyser. 

Die DGB-Jugend fordert ein Grund-
recht auf Ausbildung (siehe Seite 5): Das
duale System der Berufsausbildung muss
erhalten und mit neuem Leben gefüllt wer-
den. Mit zielgruppenorientierten Bera-
tungsangeboten sollen Betriebe, Schulen
und Bundesagentur für Arbeit die Jugend-
lichen beim Übergang von der Schule in die
Arbeitswelt unterstützen. Das Berufsbil-

Junge Leute zahlen drauf –
nicht erst seit die Wirtschaft
wackelt. Die DGB- Jugend
 unterstützt daher den »Bil-
dungsstreik 2009« vom 15. 
bis 19. Juni 2009 und fordert
weitreichende Verbesserungen
im Bildungssystem. 

ast alle nationalen und internatio-
nalen Vergleichsstudien stellen
dem deutschen Bildungswesen ein

miserables Zeugnis aus: Die Zahl der Ju-
gendlichen ohne Schul- und Berufsab-
schluss ist erschreckend hoch. Hauptschü-
lerInnen haben nach wie vor kaum Chancen,
direkt einen Platz in Ausbildung und Beruf
zu ergattern. Fast eine halbe Million Ju-
gendliche verschwindet im Übergangssys-
tem zwischen Schule und Beruf – die meis-
ten von ihnen in Warteschleifen ohne Chan-
ce auf eine qualifizierende Ausbildung.
Gleichzeitig gelingt es nicht, signifikant
mehr Jugendliche für ein Studium zu quali-
fizieren: »Trotz Nachholbedarfs sind die
Budgets in der Weiterbildung in den ver-
gangenen Jahren drastisch gekürzt worden.
Der Abstand zu internationalen Anforde-
rungen wächst«, warnt Jessica Heyser von
der DGB-Jugend. Wer Bildungsarmut be-
kämpfen wolle, müsse daher soziale Barrie-
ren abbauen. 

Um dieser Forderung Nachdruck zu ver-
leihen, stellt sich die Gewerkschaftsjugend
hinter den »Bildungsstreik 2009«, den loka-
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dungssystem muss zukunftsfest gestaltet
werden.

Auch Gute Bildung und Gute Arbeit im
Bildungswesen gehören zusammen: Wer es
besser und gerechter machen möchte,
braucht dafür ausreichend gut ausgebilde-
tes und motiviertes Personal. Eine gute Aus-
bildung, angemessene Bezahlung und eine
Kultur des gegenseitigen Vertrauens und
Respekts machen Bildungsberufe für den
Nachwuchs interessant. Dafür muss aber
der gravierende Fachkräftemangel behoben
werden. 

Zu weiteren wichtigen Veränderungen
gehören bessere Arbeitsbedingungen, eine
deutlich bessere Bezahlung der ErzieherIn-
nen, die Reduzierung der Pflichtstunden für
Lehrkräfte, kleinere Klassen, eine Verpflich-
tung zur Weiterbildung und ein massiver
Ausbau guter Angebote zur Weiterbildung.

Das bedeutet aber auch: Es muss we-
sentlich mehr Geld in die Bildung investiert
werden. Ohne den Aufwand für Bauinvesti-
tionen sind dafür jährlich mindestens 30
Milliarden Euro zusätzlich erforderlich.
Heyser: »Ohne die Umsetzung des Men-
schenrechts auf Bildung lassen sich soziale
Gerechtigkeit, Chancengleichheit und wirt-
schaftlicher Wohlstand in Deutschland
nicht erreichen.« ∏
www.dgb-jugend.de, www.bildungsstreik2009.de

Platz sucht Studi
Achtung: Für die Studienplatzvergabe gibt es
seit März 2009 neue Eckpunkte. Denn derzeit
bleiben zu viele Studienplätze unbesetzt. ∏

www.his.de
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Kinderkonvention
DBJR: Deutschland unpünktlich ■ Der
Deutsche Bundesjugendring (DBJR) ist sau-
er, dass die Bundesregierung den Vereinten
Nationen (UN) ihren 3. und 4. Staatenbe-
richt zur Umsetzung der UN- Kinderrechts-
konvention nicht fristgerecht vorlegen wird.
Deutschland hinkt laut DBJR beim Kindes-
wohl im Vergleich zu den anderen Industrie-
nationen deutlich hinterher. Das zeigte zu-
letzt eine Unicef-Studie aus dem Jahr 2007.
Der DBJR fordert, die Kinderrechte ernstzu-
nehmen, Kinder angemessen zu fördern, sie
zu beteiligen und zu schützen. 
www.dbjr.de

Fahrtkosten zählen
Berufsschulunterricht ■ Fahrtkosten für
Pendelfahrten zum Berufschulunterricht in
Blockform sind in die Bedarfsberechnung
gemäß § 67 Sozialgesetzbuch III einzubezie-
hen. 
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, 
Az.: L 5 AL 21/09 B ER 

Gut geklagt
Lehrer erfolgreich ■ Seit 2004 hat Micha-
el Csaszkóczy mit Unterstützung der Ge-
werkschaften darum gekämpft, seinen Be-
ruf ausüben zu dürfen: Das baden-würt-
tembergische Kultusministerium hatte das
antifaschistische Engagement des Lehrers
als Grund gesehen, gegen ihn das erste Be-
rufsverbot seit 20 Jahren auszusprechen.
Am 28. April 2009 befand das Landgericht
Karlsruhe das Berufsverbot für rechtswid-
rig und verurteilte das Kultusministerium
zu einer Schadenersatzzahlung von
32.777,20 Euro.

Aber hallo!
O-Ton ■ »Die DGB-Jugend,
ohnehin mit leichtem Bauch-
ansatz, kommt bei ihren kur-
zen Sprints ins Keuchen. Von
Aufbruch keine Spur.« 
Dieter Rucht, 63, Protestforscher, zum
gewerkschaftjugendlichen Handeln
angesichts der Finanzkrise.

Soli aktuell meint: Lieber Speck auf den
Rippen als morsche Knochen!

Personalie
Dirk Neumann, bisher bei
der DGB-Jugend für Jugend-
bildungsarbeit zuständig,
kümmert sich seit neuestem
um die Bereiche Berufliche
Bildung, Ausbildungssituati-
on, Jugendarbeitsrecht, »Dr.

Azubi« und die Vertretung beim Deutschen
Bundesjugendring. 

Gewerkschaftsprotest
Nazis ■ Der DGB-Vorsitzende Michael
Sommer hat den Angriff rechter Gewalttä-
ter auf die DGB-Demonstration scharf ver-
urteilt: »Rechtsextreme haben in Dortmund
friedliche Teilnehmer der DGB-Demonstra-
tion angegriffen und damit erneut ihr wah-
res Gesicht gezeigt: Sie sind Feinde von De-
mokratie und Vielfalt.« 

Die Gewerkschaftsbewegung werde sich da-
von aber nicht beeindrucken lassen. Sommer:
»Der 1. Mai ist bunt und nicht braun. Die Ge-
walttäter müssen zur Verantwortung gezo-
gen, die NPD muss endlich verboten wer-
den.«
www.dgb.de

Drohende Pleite
Bildungspolitik in Gefahr ■

Anlässlich der 5. Bologna-Fol-
gekonferenz zur Hochschul-
politik der EU-Fachministe-
rInnen im belgischen Leuven
hat Ingrid Sehrbrock eine
Kurskorrektur gefordert. Die

Studienreform in Deutschland drohe zu
scheitern, schreibt die stellvertretende
DGB-Vorsitzende in einem offenen Brief an
die Bundeskanzlerin. 
Der Brief im Internet: www.dgb.de/2009/04/28_bologna/

Abitur für alle
Schavan will’s zentral ■

Bundesbildungsministerin
Annette Schavan (CDU) hat
ein deutschlandweites Zen-
tralabitur gefordert. »Eltern
müssen sich darauf verlassen
können, dass ihre Kinder, egal
ob sie in Potsdam, Frankfurt oder Stuttgart
zur Schule gehen, gleich gute Bildung be-
kommen«, sagte sie dem Magazin »Cicero«. 

Exportnation
Berufliche Bildung ■ Die berufliche Aus-
und Weiterbildung entwickelt sich auf inter-
nationaler Ebene zunehmend zu einem ge-
fragten Dienstleistungsprodukt: »Die Initia-
tive des BMBF zur Internationalisierung
deutscher Aus- und Weiterbildungsdienst-
leistungen (iMove) findet auch auf der ara-
bischen Halbinsel große Resonanz«, so der
Parlamentarische Staatssekretär im Bun-
desministerium für Bildung und Forschung
(BMBF), Andreas Storm, anlässlich eines
Besuchs in Oman.

Soli aktuell meint: Super! Vielleicht kommt
die Berufsbildung dann auch irgendwann
bei den deutschen AltbewerberInnen an.

Pro Jugend
Münte: Wahl vor Alter ■ Der SPD-Vorsit-
zende Franz Müntefering (69) hat sich für
eine Senkung des Wahlalters von 18 auf 16
Jahre ausgesprochen. Viele 16- oder 17-Jähri-
ge seien mindestens so informiert wie 40-,
50- und 60-Jährige. 

Wundern tun sich die Grünen. Kai Gehring,
jugendpolitischer Sprecher: »In dieser Wahl-
periode haben SPD und Union zweimal grü-
ne Initiativen zur Wahlalterabsenkung auf
16 Jahre abgelehnt.«

Kindersicherung
500 Euro für jeden ■ Angesichts wachsen-
der Kinderarmut verlangen ExpertInnen
und Verbände (GEW u.a.) eine eigenständi-
ge Grundsicherung für jedes Kind von 500
Euro im Monat. Sie soll die Familienförde-
rung aus Kindergeld, Sozialgeld, Kinderzu-
schlag und BAföG ablösen. Die Kosten von
etwa 100 Mrd. Euro könnten nach dem Sys-
temwechsel weitgehend aus den bisherigen
Familienleistungen finanziert werden.

Dumme Entscheidung
Studiengebühren ■ Das Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig hat die Klage der
Studierendenschaft der Universität Pader-
born gegen die Erhebung von Studienge-
bühren abgewiesen.
Weitere Infos: www.dgb-jugend.de/studium
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Leichter Sinkflug
Ausbildungsplatzzahlen ■ Im zweiten
Monat nach halbjähriger Unterbrechung
der Bekanntgabe aller relevanten Ausbil-
dungszahlen lässt sich eine erste Ten-
denz für das Jahr 2009 erkennen. Im Vor-
jahresmonat standen für je 100 Bewerbe-
rInnen rund 78 Ausbildungsplätze zur
Verfügung, im April 2009 immerhin 85. 

Die Lücke zwischen BewerberInnen und
betrieblichen Ausbildungsplätzen ist im
Vergleich zum Vorjahresmonat um über
50.000 auf jetzt 72.500 zurückgegangen.
Die Zahl der BewerberInnen sank im
April 2009 verglichen mit dem Vorjahres-
monat um 72.203 oder 14,9% auf jetzt
412.364.
www.dgb-jugend.de

BewerberInnen: 412.364
Ost: 73.616 / West: 338.628

unvermittelte: 244.656

Abweichungen der Summen entstehen durch fehlende Zuord-
nung Ost/West. Quelle: Bundesagentur für Arbeit, April 2009

Ost: 47.337 / West: 197.251

betriebliche Ausbildungsstellen: 339.864
Ost: 53.061 / West: 286.495

unbesetzte Ausbildungsstellen: 182.089
Ost: 36.957 / West: 144.943



Mehrheit an, dass sie mit dem
Verhältnis von Aufwand und
Ertrag »sehr zufrieden« bzw.
»zufrieden« ist. Nur zehn Pro-
zent waren unzufrieden.

Den Betrieben entstan-
den 2007 im Durchschnitt
pro Auszubildendem und
Jahr Bruttokosten von 15.288
Euro. Davon entfielen 9.490
Euro (61 Prozent) auf die Per-
sonalkosten der Auszubil-
denden und 3.292 Euro (22
Prozent) auf die der Ausbil-
derInnen. Mit 691 Euro (fünf
Prozent) schlugen die Anla-
ge- und Sachkosten und mit
1.814 Euro (zwölf Prozent) die
sonstigen Kosten zu Buche –
zum Beispiel Kammergebüh-
ren oder Kosten für externe Lehrgänge und
die Ausbildungsverwaltung.

Immerhin 30 Prozent der Betriebe ge-
nerieren schon während der Ausbildung ei-
nen positiven Nettoertrag, indem sie ihre
Auszubildenden produktiv einsetzen. Die
produktiven Leistungen in Höhe von durch-
schnittlich 11.692 Euro müssen von den
Bruttokosten abgezogen werden, so dass
sich für 2007 für die Betriebe durchschnitt-
liche Nettokosten von 3.596 Euro pro Jahr
und Auszubildendem ergeben.

Den Kosten stehen Einsparungen gegen-
über: Etwa für die Personalgewinnung,
wenn externe Fachkräfte eingestellt wer-
den. Hierfür wendet ein Betrieb durch-
schnittlich 4.214 Euro auf.

Bei der Frage nach den Gründen für die
eigene Ausbildung erhielt die Aussage, dass
der Betrieb ausbilde, um Nachwuchskräfte
zu qualifizieren, die genau den betriebli-
chen Anforderungen entsprechen, mit ei-
nem Anteil von 84 Prozent mit Abstand den
höchsten Zuspruch. Es ist also ein wichtiges
Entscheidungskriterium für Schulabgänge-
rInnen, wenn die Betriebe ein hohes Inte-
resse an der Übernahme der Ausgebildeten
und an einer hohen Ausbildungsqualität ha-
ben. 

Viele Betriebe rechnen auch mit einem
Imagegewinn bei KundInnen, LieferantIn-
nen und in der Öffentlichkeit. Dies halten
81 Prozent der Betriebe bei der Frage nach
dem Stellenwert der Ausbildung für die
Personalpolitik und die Entwicklung des
Unternehmens für sehr wichtig bzw. wich-
tig. Ein interessanter Nebenaspekt: 71 Pro-
zent der Betriebe geben an, dass die Aus-

bildung die Attraktivität des Betriebs für
leistungsfähige Arbeitskräfte steigert.
Durch die Übernahme der Auszubildenden
ergeben sich weitere Vorteile für die Be-
triebe: Auch nach der Einarbeitung gibt es
Unterschiede zwischen den im eigenen Be-
trieb Ausgebildeten und den über den Ar-
beitsmarkt extern eingestellten Fachkräf-
ten. Denn das Fehlbesetzungsrisiko ist
deutlich niedriger und Ausfallkosten wer-
den vermieden, die entstehen, wenn der
Fachkräftebedarf extern nicht gedeckt wer-
den kann.

Die große Frage: Wenn die Vorteile der
Ausbildung für die Betriebe so klar auf der
Hand liegen – warum wird dann nicht mehr
ausgebildet? Von Unternehmerseite wird
gern darauf verwiesen, dass die Situation
wirtschaftlich ungünstig sei und die Ausbil-
dung zu teuer. Oder: SchulabgängerInnen
seien für die Ausbildung in ihrem Betrieb
nicht geeignet. 

Erklären kann dies aber nicht, warum
auf eine wissenschaftlich nachweisbare pro-
fitbringende Investition verzichtet wird. Ei-
ne wichtige Erkenntnis der Erhebungen sei,
schreiben die BIBB-AutorInnen, dass die Be-
trachtung der reinen Durchschnittsnetto-
kosten einfach nicht ausreiche, um das be-
triebliche Ausbildungsengagement umfas-
send darzustellen.

Im Klartext: Die Ausbildung spielt bei Fra-
gen der Ausbildung nicht immer die größte
Rolle. Das Argument, die Kosten für Ausbil-
dung seien zu hoch, ist durch die Studie je-
denfalls entkräftet. ∏
www.bibb.de/bibbreport

Die DGB-Jugend ist der Mei-
nung, dass die Menschen ein
Recht auf Ausbildung und
Übernahmen haben sollen.
Nun kommt eine neue BIBB-
 Erhebung zu dem Ergebnis:
Ausbildung lohnt sich – vor
 allem für die Betriebe.

eder vierte Betrieb will angesichts
der Wirtschaftskrise in diesem Jahr
weniger Azubis einstellen, teilt das

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
mit. BIBB-Präsident Manfred Kremer be-
fürchtet, dass ohne Gegensteuern des Staa-
tes die Zahl der neuen Lehrverträge in die-
sem Jahr um bis zu 50.000 sinkt.

Zugleich kündigen aber 22 Prozent der
befragten Unternehmen an, sie wollten ihr
Ausbildungsplatzangebot im Vergleich zum
Vorjahr steigern. 32 Prozent der Unterneh-
men geben an, ihr Engagement auf dem
gleichen Niveau halten zu wollen.

Wie passt das zusammen? Eine aktuelle
BIBB-Untersuchung gibt Auskunft: Die Be-
rufsausbildung lohnt sich für ausbildende
Betriebe, auch wenn sie zunächst Kosten
verursacht. »Ausbildung lässt sich dann
richtig nutzen, wenn anschließend die
Übernahme der Auszubildenden erfolgt«,
schreiben die AutorInnen. Damit spare der
Betrieb Kosten für die Personalgewinnung
ein. Selbstausgebildete seien besser mit den
betrieblichen Anforderungen vertraut als
betriebsfremde Fachkräfte.

In der repräsentativen Befragung von
rund 3.000 Betrieben zu Kosten und Nutzen
der Ausbildung im Jahr 2007, gab eine große

Ausbildung (lohnt sich) für alle
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Azubis übernehmen!
Von Dirk Neumann

Die Betriebe sind in der Verantwortung, ihre
Auszubildenden auch zu übernehmen. Be-
triebs- und Personalräte sind aufgefordert,
auf die Einhaltung von betrieblichen und ta-
riflichen Vereinbarungen zur Übernahme
nach der Ausbildung zu achten. Denn eine ge-
sicherte Übernahme ermöglicht Praxiserfah-
rung und verbessert den Einstieg ins Berufs-
leben. Deshalb müssen betriebliche und ta-
rifliche Vereinbarungen zur Übernahme aus-
gebaut werden – Vorsorge für den Fachkräf-
tebedarf ist geboten. ∏

Dirk Neumann ist bei der DGB-Jugend für Ausbildungs-
fragen zuständig.

da s  f o r d e r n  w i r

J

Gesamt West Ost

Bewerbungsverfahren 1.191 1.287 705
Davon:
Inserierungskosten 432 490 140
Bewerbungsverfahren 
(Personalkosten) 519 538 420
Externe BeraterInnen 240 259 145

Weiterbildung während 
der Einarbeitungszeit 704 720 625
Davon:
Arbeitsausfallkosten 
durch Weiterbildung 299 316 218
Kosten der Weiterbildung 405 404 407

Leitungsunterschiede in 
der Einarbeitungszeit 2.319 2.441 1.702

Insgesamt 4.214 4.447 3.032

Quelle: BIBB-Kosten- und Nutzenerhebung 2007

Eingesparte Personalgewinnungskosten bei Ausbildung –
Kosten für die Rekrutierung externer Fachkräfte (in Euro)



Eine gemeinsame Zukunfts-
werkstatt von DGB-Jugend und
FES brachte die Schwierigkei-
ten mit und von benachteilig-
ten Jugendlichen auf den Tisch.

hancengleichheit war das große
Thema der gemeinsamen Zu-
kunftswerkstatt von DGB-Jugend

und Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) am
4. Mai 2009 in Berlin. »Wege in den Ar-
beitsmarkt für Jugendliche mit schlechteren
Startchancen« lautete der Titel. 

Aber wer den ReferentInnen eine Weile
zuhörte, konnte den Eindruck gewinnen,
Gleichheit gibt’s auf absehbare Zeit nicht –
Ungleichheit steht statt dessen im Vorder-
grund. Jugendliche mit niedrigen Bildungs-

abschlüssen landen regelmäßig im Maß-
nahme-Dschungel der Bundesagentur für
Arbeit, und dann ist es sogar noch gut ge-
laufen. Wer im sozialen Gefüge unten steht,
dem drohen Schmalspurausbildungen und
prekäre Schufterei. Danach dann die Ar-
beitslosigkeit und Hartz IV. Gerade 16 Pro-
zent der Jugendlichen, so rechnete DGB-Ju-
gendsekretär Olaf Schwede für seinen Wir-
kungskreis Hamburg vor, hätten letztes Jahr
einen Normalausbildungsplatz bekommen.
Der Druck aus dem Umland sei hoch, das
Angebot an Ausbildungsplätzen schrumpfe
kontinuierlich, der Kostendruck in den Un-
ternehmen erledige den Rest. 

Ist Jugend an sich eine Behinderung? Dass
verkürzte oder modularisierte Ausbildung
die Lösung sein soll, findet Schwede lächer-
lich. Denn nach dem Motto »Ihr seid zu
doof für Koch, ihr werdet jetzt Döner-Koch«
würden »vollwertige« Berufe bloß ver-
drängt. »Gerade benachteiligte Jugendli-
che«, machte DGB-Bundesjugendsekretär
René Rudolf klar, »brauchen mehr, nicht we-
niger Ausbildung.«

Zwischendrin hatte Tanja Nackmeyr
vom Bundesverband der Arbeitgeber Gele-
genheit, ihre Position vorzutragen. Schmal-
spurausbildung? Das sei ihr zu negativ. Viel-
mehr seien verkürzte Ausbildungen ein Ein-
stiegsangebot, und zwar ein nobles. Viel-
leicht passen ja Arbeitgeber und der Azubi
in spe zusammen, wer weiß. Dergleichen
wird von Arbeitgeberseite desöfteren per
Praktikum getestet – gern mal ein ganzes
Jahr, unbezahlt versteht sich.

Die ca. 70 Profis, darunter auch direkt
Betroffene, nämlich SchülerInnen, wuss-

Döner kochen
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In 84 Prozent der deutschen Betriebe
gibt es MitarbeiterInnen, die dauerhaft un-
ter hohem Zeit- und Leistungsdruck arbei-
ten, berichteten die Betriebsräte. Betroffen
sind nicht nur einzelne Beschäftigte mit
speziellen Aufgaben, sondern mit 43 Pro-
zent große Teile der Belegschaft. 

Offensichtlich war die Lage schon vor
dem Übergreifen der Finanzkrise auf die
Wirtschaft in Deutschland brisant: Die Ar-
beitnehmervertreterInnen wurden zwi-
schen September 2008 und Januar 2009 in-

terviewt. Den Anteil der Beschäftigten un-
ter Dauerstress schätzten die Betriebsräte
sehr ähnlich ein, unabhängig davon, ob die
Auftragsbücher in ihrem Unternehmen gut
gefüllt waren oder nicht. Die WSI-Umfrage
unter 1.700 Betriebsräten ist repräsentativ
für Betriebe mit mehr als 20 Beschäftigten
und Betriebsrat. In derartigen Betrieben ar-
beiten in Deutschland rund zwölf Millionen
Menschen. ∏
Die Befragung im Internet:
www.boeckler.de/32014_94842.html

n vier von fünf deutschen Betrie-
ben stehen Beschäftigte ständig
unter hohem Zeit- und Leistungs-

druck, die psychischen Belastungen am Ar-
beitsplatz sind in den letzten Jahren ge-
wachsen. Das zeigen die Daten der neuen
Betriebsrätebefragung des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) in
der Hans-Böckler-Stiftung. Die Wirtschafts-
krise dürfte die Situation noch weiter ver-
schärfen, prognostiziert WSI-Gesundheits-
expertin Elke Ahlers. 

I

Dauerhaft im Stress
WSI-Betriebsrätebefragung: Psychische Belastungen am Arbeitsplatz haben enorm zugenommen.

ten, dass derlei Maßnahmen nicht unbe-
dingt weiterhelfen. LehrerInnen berichte-
ten, dass der Schuletat an ihrem Arbeits-
platz 2010 um 30 Prozent zusammenge-
strichen werde. Die Diskussion um soziale
Selektion aufgrund von Herkunft, Migrati-
onshintergrund oder sogar geografischer
Lage ist einiges weg von Germany’s next
Top-Azubi – AbiturientInnen, die sich viel-
leicht aussuchen können, ob sie eine Aus-
bildung machen oder ein Studium begin-
nen. Manches kommt auch gar nicht zu-
sammen: Der Referent zum Thema Schule,
der Bildungsexperte der Tageszeitung »taz«
Christian Füller, suchte nach seinem Vor-
trag das Weite. Zu unvereinbar schienen
die Positionen der TeilnehmerInnen in der
Arbeitsgruppe »Gute Schule, schlechte
Schule« und denen des erklärten Studien-
gebühren-Fans Füller. 

Statt sich für Elitenfortbildung zu begeis-
tern, rufen PraktikerInnen nach mehr Un-
terstützung für ihre schwierige Arbeit mit
benachteiligten Jugendlichen, die sich –
Stichwort: »Erlernte Hilflosigkeit« – oft ge-
nug selbst im Weg stehen. Eine bessere Ver-
netzung zwischen pädagogischen und Hilfs-
einrichtungen wünschen sich nicht wenige.
Das Übergangssystem zwischen Schule und
Beruf sei generalüberholungswürdig. Es sei
an der Zeit, den Ball an die Unternehmen
zurückzuspielen. »Wer kontinuierlich das
Ausbildungspersonal rausschmeißt«, so
Schwede, »soll sich über mangelnde Ausbil-
dungsreife nicht beklagen.«

Dass das Thema auch künftig ein Thema
bleibt – das war leider der zentrale Ausblick
der Zukunftswerkstatt. ∏

Die Datenlage
9,3 Prozent mehr arbeitslose Unter-25-Jäh-
rige wurden im März 2009 im Vergleich zum
Vorjahresmonat gezählt.

2.109 Fälle von Kontenabrufverfahren hat
es bei der Bewilligung von Hartz IV-Leistun-
gen 2008 gegeben. 2007 waren es 309. 

1,6 Millionen Beschäftigte haben sich im
Jahr 2008 an Arbeitskämpfen beteiligt – eine
Million Streikende mehr als im Jahr zuvor.

200 Milliarden Euro soll der Sonderfonds Fi-
nanzmarktstabilisierung Soffin bei der Ein-
richtung einer »Bad Bank« zur Absicherung
von Risiko-Wertpapieren aus seinem Bürg-
schaftsprogramm bereitstellen. ∏

a n g e z ä h lt
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projekte

Politik müsse sein, »allen Jugendlichen
beim Übergang von der Schule in den Be-
ruf, unabhängig von der wirtschaftlichen
und demografischen Entwicklung, eine
qualifizierte Ausbildung zu ermöglichen«,
schreibt der Autor der Broschüre, Helmut
Weick.

Im Rahmen der Kampagne »Ausbildung für
alle« fordern deshalb die LandesschülerIn-
nenvertretungen verschiedener Bundeslän-
der ein einklagbares Grundrecht auf Ausbil-
dung. Unterstützt wird diese Forderung von
DGB und Gewerkschaftsjugend.

Eine im Herbst
2007 gestartete Un-
terschriftenkampa-
gne für diesen
Rechtsanspruch wur-
de ein großer Beteili-

gungserfolg: Im April 2008 konnte dem
Deutschen Bundestag eine Petition mit
72.554 Unterschriften für ein Grundrecht
auf Ausbildung übergeben werden. Es war
eine der größten Petitionen der vergange-
nen Jahre. 

Nun haben Bundestag und Bundesrat zu
entscheiden. Da kommt Nagels Expertise
ins Spiel, denn der Kasseler Verfassungs-
richter kommt zu folgendem Schluss: »Das
Recht auf Bildung existiert in Deutschland
nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts als ein aus Artikel 12 des
Grundgesetzes abgeleitetes Teilhaberecht
auf Zugang zu den in staatlicher Verant-
wortung stehenden Bildungseinrichtun-
gen.« Es werde außerhalb des Bereichs des
Hochschulzugangs, zu dem es eine Reihe
von Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts gebe, aber überhaupt noch
nicht genügend beachtet. Nachdem der
Bund in der Föderalismusreform I seine Ver-

Neue Argumente: Im Rahmen
der Initiative »Ausbildung für
alle« veröffentlicht die DGB-
Jugend erstmals das Teilhabe-
Gutachten des Verfassungs-
rechtlers Bernhard  Nagel.

rundrecht auf Ausbildung: Initiati-
ve und Rechtslage« lautet der Titel
der neuen Broschüre der DGB-Ju-

gend. Sie informiert nicht nur über die Ini-
tiative »Ausbildung für alle«, sie enthält
auch die aktuelle Expertise von Bernhard
Nagel über »Das Teilhaberecht auf Ausbil-
dung und Weiterbil-
dung«. Hier wird der
juristische Rahmen
für das Recht auf Bil-
dung in Deutschland
ausgehend vom Völ-
kerrecht, dem EU-Recht, über das Bundes-
und Landesrecht bis hin zur Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichtes
analysiert.

Seit 1995 herrscht in der Bundesrepublik
ein dramatischer Mangel an Ausbildungs-
plätzen. ExpertInnen reden daher von der
dritten und in ihrem Ausmaß bedrohlichs-
ten Ausbildungskrise. Seit 14 Jahren fehlen
bundesweit jährlich mehrere hunderttau-
send Ausbildungsplätze. Im vergangenen
Jahr befanden sich 51,7 Prozent aller bei der
Bundesagentur für Arbeit gemeldeten
620.000 BewerberInnen ein oder mehrere
Jahre in einer »Warteschleife« auf einen
Ausbildungsplatz. DGB-Bundesjugendse-
kretär René Rudolf: »Der bevorstehende
Abbau von Ausbildungsplätzen als Folge
der Wirtschaftskrise zeigt: Der offensicht-
liche Reformstau bei der Beruflichen Bil-
dung muss endlich beseitigt werden.« Ziel
einer verantwortbaren und nachhaltigen

Grundrecht auf Gesellschaft

G

Nazis aus 
dem  Internet!
Von Franziska Drohsel

Auf Facebook gibt es immer mehr Seiten und
Benutzerprofile mit rechtsextremer Propagan-
da. Dass Nazis das Internet nutzen, um ihre
menschenverachtenden Inhalte zu verbreiten,
ist nichts Neues. Umso mehr macht auch dieses
Beispiel deutlich, dass der Kampf gegen Rechts-
extremismus konsequent geführt werden muss.
Internetanbieter wie Facebook müssen sich ih-

rer gesellschaftlichen Verantwortung stellen
und dafür sorgen, dass sie rechtsextremen In-
halten keine Plattform bieten. Rechtsextremis-
mus ist kein Randphänomen. Die gesamte Ge-
sellschaft ist gefordert, gegen rassistische Pa-
rolen, antisemitische Vorurteile und rechtsex-
tremes Gedankengut einzutreten – auch im In-
ternet! Wir fordern Facebook
auf, umgehend sämtliche Profile
und Seiten mit rechtsextremem
Inhalt zu löschen. ∏

Franziska Drohsel ist Juso-Bundes -
vorsitzende.

antwortung für das Bildungswesen weitest-
gehend an die Länder abgegeben habe, tref-
fe ihn und die Länder eine Schutzpflicht, das
Bildungswesen zu erhalten und bedürfnis-
gerecht auszubauen. Nagel: »Es handelt
sich nicht nur um eine objektive Rechts-
pflicht, vielmehr folgt aus dem Teilhabe-
recht auf Bildung im Extremfall ein An-
spruch von Benachteiligten auf Tätigwer-
den des Staates.«

Nagels Expertise enthält
Fakten, an denen man in Zu-
kunft nicht mehr vorbei-
kommt. ∏
Die Broschüre komplett im Download:  
www.ausbildung-fuer-alle.de

»Das Recht auf Bildung existiert 
in Deutschland als ein aus Artikel 12 

des Grundgesetzes abgeleitetes
 Teilhaberecht.« Bernhard Nagel

e i n s p r u c h !  da s  s a g e n  j u g e n d v e r b ä n d e

Das Prekäre
 diskutieren
Die Veranstaltung von DGB und Hans-Böck-
ler-Stiftung »Einfach nicht genug zum Leben
– unfreiwillige Teilzeitarbeit und Mini-Jobs!«
am 27. Mai 2009 in Berlin thematisiert die
strukturelle Unterbeschäftigung immer grö-
ßerer Bevölkerungsteile. In der Krise ist eine
Ausweitung des Arbeitsvolumens nicht zu er-
warten. Welche struktur- und beschäfti-
gungspolitischen Instrumente bieten also Al-
ternativen zu einer Niedriglohnstrategie, die
weder die Gleichstellung der Frauen auf dem
Arbeitsmarkt vorangebracht, die Integration
von Jugendlichen gewährleistet noch die ho-
he Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland besei-
tigt hat?

Diese und andere Fragen sollen auf der
Fachtagung mit Betriebs- und PersonalrätIn-
nen sowie VertreterInnen aus Wissenschaft,
Politik und Verbänden diskutiert werden. ∏

27. Mai 2009. Kalkscheune, Johannisstraße 2, 10117
Berlin. Infos: Tel.: 0211 / 777 81 23, 
E-Mail: Christiane-Borsch@boeckler.de

m i n i j o b s  u. ä .

Ein Gutachter, an dem man nicht 
vorbeikommt: Bernhard Nagel



Krisenwissen: Überstunden,
schlechte Ausbildung, Kündi-
gung – wie können Azubis ihre
berechtigten Ansprüche durch-
setzen, wenn der Betrieb gegen
seine Pflichten verstößt?

Schnell und schriftlich reagieren
Im Arbeitsrecht gilt der Grundsatz: Nur wer
schnell handelt, hat gute Chancen. Verstößt
der Arbeitgeber also gegen seine Pflichten,
sollte der Azubi ihn möglichst bald und un-
bedingt schriftlich darauf hinweisen. Wich-
tig ist dabei zunächst einmal, dass der Hin-
weis erfolgt – und nicht die Form. Bei unbe-
zahlten Überstunden reicht z.B. folgender
Hinweis:

Sehr geehrter Herr XY,

ich leiste regelmäßig Überstunden und
möchte hierfür einen Ausgleich.

Mit freundlichen Grüßen

Azubi

Ein solcher Hinweis verhindert, dass
der Azubi seine Rechte verwirkt. Denn ob-
wohl im Arbeitsrecht oft tarifliche Aus-
schlussfristen von einigen Monaten gel-
ten, in denen man Forderungen rückwir-
kend stellen kann, gilt bei einer Gerichts-
verhandlung auch der
Grundsatz der Verwir-
kung: Konnte der Ar-
beitgeber berechtigter-
weise davon ausgehen,
dass der Azubi die Überstunden nicht
mehr geltend machen würde, ist der An-
spruch verwirkt. 

Nach aktueller Rechtsprechung ver-
wirkt ein Azubi z.B. den Anspruch auf ein
Ausbildungszeugnis, wenn er ihn nicht
spätestens sechs Monate nach seinem
Ausscheiden aus dem Betrieb geltend
macht. Zudem gibt es noch besondere Fris-
ten: Für einen Widerspruch gegen eine
Kündigung hat der Azubi nach Zugang ge-
nau drei Wochen Zeit. Wenn der Azubi den
Betrieb schriftlich aufgefordert hat, sich an
die Regelungen des Ausbildungsvertrages
zu halten, sollte sich daran – wenn möglich
– ein Gespräch anschließen. Falls es im Be-
trieb einen Betriebsrat oder eine Jugend-
vertretung gibt, sollte unbedingt jemand
den Azubi begleiten. Hier kann man dann
klären, wie man die Situation verändern
kann.

Schlichtung bei der zuständigen Stelle
Für die meisten Azubis ist die Industrie-
und Handelskammer oder die Handwerks-
kammer bzw. sind die Innungen die zustän-
dige Stelle. Dort gibt es einen
Ausbildungsberater, der bei
Problemen im Ausbildungsver-
hältnis Ansprechpartner für die
Azubis ist. An ihn kann sich der
Azubi wenden und um Hilfe
und Vermittlung bitten. Die
AusbildungsberaterInnen kön-
nen dann in den Betrieb kom-
men oder auch telefonisch mit dem Ausbil-
der sprechen. Dabei können die Azubis
Glück oder Pech haben: Es gibt sehr gute
BeraterInnen, die die Azubis nach bestem
Gewissen unterstützen – und solche, die
klar auf der Seite des Betriebes stehen.

Wenn auch der Ausbildungsberater
nicht weiterhelfen kann oder will, kann der
Azubi eine Schlichtung beantragen. Den
Antrag für eine Schlichtungsverhandlung
schickt die zuständige Stelle auf Anfrage zu.
Wenn der Azubi den Antrag gestellt hat, er-
hält er in der Regel zwei bis drei Wochen
später eine Einladung zu einer Schlich-
tungsverhandlung. Hier sind in der Regel
mindestens drei Personen anwesend: ein
Schlichter, der von der zuständigen Stelle
gestellt wird, ein Arbeitnehmervertreter
und ein Arbeitgebervertreter. Außerdem ist
natürlich auch der Ausbilder anwesend,

wenn er sich nicht durch
einen Rechtsanwalt ver-
treten lässt. Der Azubi
kann natürlich einen
Rechtsschutzsekretär

von der Gewerkschaft oder einen Anwalt
mitnehmen. Es ist aber immer gut, wenn
man zu einer Schlich-
tung auch persönlich er-
scheint.

In der Verhandlung
wird dann die Situation
besprochen – und der Azubi sollte alle Punk-
te ansprechen, die für ihn wichtig sind und
die er geklärt haben möchte. Denn kommt
es später zu einer Klage vor dem Arbeitsge-
richt, können nur die Punkte verhandelt
werden, die auch in der Schlichtung Thema
waren.

Die Schlichter versuchen zu vermitteln
und machen in der Regel am Ende einen Lö-
sungsvorschlag, der protokolliert wird. Die-
sen Schlichterspruch müssen Azubi und
Ausbilder innerhalb von einer Woche aner-
kennen, sonst ist der Schlichterspruch un-
wirksam.

Vor dem Arbeitsgericht klagen
Wenn es keinen Schlichtungsausschuss gibt
oder wenn der Azubi mit dem Schlichter-
spruch nicht einverstanden ist, kann er Kla-

ge beim Arbeitsgericht erhe-
ben. Auch hier muss er wieder
schnell handeln – nach Zugang
des Schlichterspruchs hat er
zwei Wochen Zeit. Die Klage
beim örtlichen Arbeitgericht
kann der Azubi alleine einrei-
chen. Es gibt beim Arbeitsge-
richt eine Rechtsantragstelle –

und dort sitzen RechtspflegerInnen, die
dem Azubi bei der Formulierung helfen.

Wenn der Azubi Klage eingereicht hat,
kommt es relativ schnell zu einem Güteter-
min. In diesem Termin geht es nicht um ei-
ne endgültige Klärung des Falls. Hier wird
ein Richter eine erste Einschätzung geben
und erneut versuchen, einen Lösungsvor-
schlag zum machen.

Dabei haben Azubis oft sehr gute Aus-
sichten! Wenn sie z.B. gegen eine Kündi-
gung durch den Ausbilder klagen, können sie
häufig eine Abfindung oder ihre Wiederein-
stellung erstreiten. Musste der Azubi wegen
massiven Vertragsverstößen des Ausbilders
das Ausbildungsverhältnis kündigen, hat ei-
ne Klage auf Schadensersatz oft Erfolg.

Leider zögern Azubis oft, vor Gericht zu
gehen – zu Unrecht! Die Verhandlung ist kos-
tenlos – und im Gütetermin kann sich der
Azubi selbst verteidigen und braucht keinen
Anwalt. Gewerkschaftsmitglieder können
hier auf ihren Rechtsschutz im Arbeits- und
Sozialrecht zurückgreifen. Falls der Azubi we-
nig Geld hat und sich einen Anwalt wünscht,
kann er Prozesskostenhilfe beantragen. Der
Antrag ist relativ einfach auszufüllen. 

Verfügt der Azubi
nicht über die entspre-
chenden Mittel, werden
die Kosten für den An-
walt vom Staat über-

nommen. In der Regel wird dann nach ei-
nem Jahr noch einmal geprüft, ob der Aus-
zubildende inzwischen über ausreichende
Einnahmen verfügt, um die Kosten zurück-
zuzahlen. Falls nicht, erlischt die Schuld. 

Auch normale ArbeitnehmerInnen kla-
gen selten: Die Hans-Böckler-Stiftung hat in
einer repräsentativen Umfrage herausgefun-
den, dass nur zwölf Prozent der Gekündigten
Kündigungsschutzklage gegen den Arbeit-
geber erheben (Soli 3-2009). Kein Wunder al-
so, dass nur 16 Prozent der Gekündigten eine
Abfindung erhalten – denn in der Regel ist
hier eine Klage Voraussetzung! ∏

So bekommen Azubis Recht
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azubi-ratgeber    

Bei der Schlichtung können
 Azubis Glück oder Pech haben: 

Es gibt sehr gute Ausbildungs-…

…berater, die die Azubis unter-
stützen, und solche, die klar auf
der Seite des Betriebes stehen.

Termin bei Dr. Azubi.
Mit Jula Müller
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Die ersten Preise im gewerk -
schaft lichen Schülerwettbe-
werb »2. Mai 1933« sind nach 
NRW vergeben worden.

en ersten Preis des bundesweiten
gewerkschaftlichen Schülerwett-
bewerbs »Geschichte und Politik

für junge Köpfe: Der 2. Mai 1933« hat in der
Kategorie Gymnasien, Jahrgangsstufe 8 ein
Team der Hans-Ehrenberg-Schule in Biele-
feld gewonnen. Die Aufgabe war, am Bei-
spiel eines Gewerkschaftshauses in der ei-
genen Stadt oder Region die Geschehnisse
des 2. Mai 1933, die Überfälle der National-
sozialisten auf die Gewerkschaftshäuser,
zu recherchieren und darzustellen. Drei
Schülerinnen haben die Ereignisse um das
Volkshaus in der Bielefelder Marktstraße

aufgearbeitet. Ihr Preis ist mit 500 Euro do-
tiert. 

Auch in der Jahrgangsstufe 11 der Gym-
nasien ging der erste Preis nach Nordrhein-
Westfalen. Ein Schüler des Julius-Stursberg-
Gymnasiums in Neukirchen-Vluyn gewann
mit seinem Beitrag über das Duisburger Ge-
werkschaftshaus am Stapeltor. Der zweite
Preis ging an das Gymnasium Philanthropi-
num in Dessau-Roßlau.

»Die große Herausforderung war, ein
geschichtliches Ereignis, die Zerschlagung
der deutschen Gewerkschaften am 2. Mai
1933, sowohl mit einer konkreten Adresse,
mit Vornamen und Familiennamen an-
schaulich zu machen als auch gleichzeitig
die politischen Zusammenhänge zu verste-
hen«, sagte der Vorsitzende des DGB von
NRW, Guntram Schneider.

Häuser gesucht – und gefunden

Aktivposten
∂ Ab geht’s: Die Bezirksjugendkonferenz der
DGB-Jugend Nord findet vom 12. bis 14. Juni
2009 in Kiel statt. Die Tagung zur gewerk-
schaftlichen Studierendenarbeit »mit einem fet-
ten Programm, klasse ReferentInnen, super
Workshops – zu einem brandaktuellen Thema«
(DGB-Landesjugendsekretär Frank Ahrens)
gibt’s am 15. und 16. Juni 2009 in Wolfsburg.
www.gewerkschaftsjugend-niedersachsen.de
∂ Die DGB-Jugend Thüringen veranstaltet
vom 12. bis 14. und 19. bis 21. Juni 2009 ihre ers-
te Jugendleiter-Card-Schulung. Sie findet ge-
meinsam mit dem Jugendcamp von ver.di in
Schlaitz vom 12. bis 14. Juni 2009 statt.
www.thueringen.dgb.de

∂ Politische Orientierung und die Zusammen-
arbeit unter den MitgliedsgewerkschafterInnen
stehen im Mittelpunkt der Bezirksjugendkonfe-
renz der DGB-Jugend Baden-Württemberg
vom 19. bis 21. Juni 2009 im DGB-Jugend-Camp
Markelfingen.
www.jugend-bw.dgb.de
∂ Das Pfingstjugendcamp von ver.di findet
dortselbst vom 28. Mai bis 1. Juni 2009 statt.
www.verdi-jugend.de
∂ Vom 11. bis 14. Juni 2009 gibt’s die Sommer uni
der IG Metall Baden-Württemberg. Die Me-
tall-Aktiven treffen sich im DGB-Jugendcamp in
Markelfingen.
www.sommeruni.net
∂ Die ver.di Jugend hat die bundesweite Kam-
pagne »Was soll Politik?« gestartet. Die Dienst-

leistungsjugend will die verschiedenen Wahl-
kämpfe nutzen, um den Anliegen der jungen Ge-
neration eine Stimme zu verleihen. Der Bun-
desvorsitzende der ver.di Jugend Jörg Grünefeld:
»Wir wollen die Politik mit unseren Antworten
konfrontieren – mit den Antworten der jungen
Generation.«
Wer mitkonfrontieren will: www.was-soll-politik.de
∂ Zum guten Schluss: Flower Power bei der IG
BAU. Die Baugewerkschaft, die Menschen-
rechtsorganisation FIAN und die entwicklungs-
politische Organisation Vamos e.V. fordert die
Einhaltung von internationalen Arbeitsrechten
in der Blumenindustrie. VerbraucherInnen sol-
len gezielt auf das »Flower Label«-Programm
oder das »Fairtrade«-Siegel achten.
www.flowers-for-human-dignity.org

k u r z  u n d  k l e i n

D

Ausgeschrieben hatte den Schülerwett-
bewerb die Gewerkschaftliche Immobilien-
gesellschaft für Restitutionsobjekte GIRO.
Jugendliche im Alter von 14 bis etwa 17 Jah-
ren sollten sich mit der lokalen Geschichte
der Arbeiterbewegung und des Nationalso-
zialismus auseinandersetzen. ∏
www.zweiter-mai-1933.de

migrationsbedingt – wegen mangelnder
Schulleistungen oder Defiziten bei ihren Ba-
siskompetenzen bisher keine Chance hatten. 

Die Jugendlichen können ihre Ausbil-
dung in technischen und kaufmännischen
Berufen bei Siemens im Herbst 2009 begin-
nen. Gesucht werden die neuen Auszubil-
denden im gesamten Bundesgebiet. 

Das Programm ist deshalb wichtig, weil
Siemens einer der größten privaten Ausbil-
dungsbetriebe in Deutschland ist und
Maßstäbe setzt. Der Konzern bildet rund

10.000 Jugendliche an etwa 50 verschiede-
nen Standorten aus und investiert dafür im
Jahr rund 150 Millionen Euro. Pro Jahr be-
werben sich rund 40.000 Jugendliche bei
Siemens. 

Der Gesamtbetriebsratsvorsitzende Lo-
thar Adler mahnt in diesem Zusammenhang
allerdings die Übernahme an: » Wir müssen
gemeinsam darauf hinarbeiten, dass das En-
gagement und das erworbene Wissen der
jungen Menschen auch in der Krise dauer-
haft im Unternehmen bleiben.« ∏

uf Initative des Gesamtbetriebsra-
tes wird die Siemens AG in diesem
Jahr zum zweiten Mal 250 zusätzli-

che Ausbildungsplätze für benachteiligte
Jugendliche anbieten. Nach Informationen
der IG Metall stellt das Unternehmen wie
schon im Vorjahr 30 Millionen Euro für die
Ausbildung von Jugendlichen bereit, die im
regulären Auswahlverfahren keinen Platz
erhielten.

Mit dem Programm will das Unterneh-
men Jugendliche unterstützen, die – oft auch

A

Siemens, übernehmen Sie!
Der Elektrokonzern stellt 250 zusätzliche Ausbildungsplätze für benachteiligte Jugendliche bereit. Mit Option, bitte.

Nicht mit mir – Gewerkschafter 1933



Dienstleistungssektor: Die Fol-
gen der Privatisierung öffentli-

cher Unternehmen werden trotz welt-
weiter Finanzkrise bislang kaum über-
greifend diskutiert: Nun haben Wissen-
schaftler am Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Institut (WSI) in der
Hans-Böckler-Stiftung die tarifpoliti-
schen Auswirkungen der Liberalisierung
des öffentlichen Sektors analysiert.
Torsten Brandt u.a. (Hg.): Europa im Ausverkauf. Liberalisierung und Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen und ihre Folgen für die Tarifpolitik, VSA-Ver-
lag, Hamburg 2008, 400 S., 19,80 Euro

Online gestellt – die Dokumentation des 8. Forums zu Pers -
pektiven Europäischer Jugendpolitik. 75 Seiten mit Stand-

punkten, Forderungen und Wertungen.
www.jugendpolitikineuropa.de/europzusammen/news-508.html

+
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+

DBJR-Praxisbuch: Ey, warum soll ich’n wäh-
len gehen? Wie geht’n’das überhaupt? Im Su-

perwahljahr – Europaparlament, einige Landtage
und der Bundestag werden in diesem Jahr neu ge-
wählt – gibt das Praxisbuch »Jugend wählt – Jugend
zählt« des Deutschen Bundesjugendrings (DBJR) kluge und weise
Ratschläge.
www.dbjr.de

+

tipps + termine    

An den
DGB-Bundesvorstand, Ber. Jugend
Soli aktuell
Henriette-Herz-Platz 2
10178 Berlin

∂ Ich möchte monatlich ____ Exemplar(e) bestellen.

vorname name 

organisation funktion 

straße nummer

plz ort

unterschrift 

Abo-Coupon
ausschneiden und im Fensterumschlag 
an die untenstehende Anschrift schicken. solisoli aktuellaktuell

Ohne Bildung geht gar nichts, es sei
denn, man hat Geld. Mit jeder Veröf-
fentlichung von Pisa zeigt sich, dass
der Lernerfolg in Deutschland sehr
stark von der sozialen Herkunft ab-
hängt. »Soziale Ungleichheiten in
schulischer und außerschulischer
Bildung« – diese Studie der Hans-
Böckler-Stiftung orientiert sich an
dem Weg von SchülerInnen durch
das Schulsystem. Am Anfang geht’s
um die Ursachen sozialer Ungleich-
heit in Bezug auf soziale Schichtzu-
gehörigkeit, Migrationshintergrund
und Geschlecht. Nach einem Über-
blick über die Forschung werden bil-
dungspolitische Handlungsperspek-
tiven zur Verringerung sozialer Bil-
dungsungleichheiten aus gewerk-
schaftlicher Sicht aufgezeigt und der
Forschungsbedarf skizziert.
Rosine Dombrowski, Heike Solga: Soziale
Ungleichheiten in schulischer und außer-
schulischer Bildung, Düsseldorf 2009,
www.boeckler.de/pdf/p_arbp_171.pd

we bt i p p  d e s  m o n at s
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Finanzkrise global: Kapital einsetzen, um maxi-
male Profite zu erzielen – das ist das Grundprinzip
des heutigen Wirtschaftens. Im letzten Jahrzehnt
wurden jedoch immer weniger Mittel in realwirt-
schaftliche Prozesse investiert – stattdessen wur-
de an internationalen Finanzmärkten spekuliert.
Mittlerweile ist aus den Spekulationsgeschäften
eine weltweite Krise geworden. 
In diesem Seminar sollen Hintergründe, Auslöser
und Akteure der Krise genauer betrachtet werden,
indem die Zusammenhänge internationaler Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik erarbeitet werden. 
5. bis 7. Juni 2009. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen.
Buchungscode FKG 609278869

English for Trade Unionists: Angesichts der fort-
schreitenden Globalisierung von Politik und unter-
nehmerischem Handeln ist es wichtig, dass sich auch
Gewerkschaften internationaler aufstellen! Zudem
können die Deutschen viel von denen in anderen
Ländern lernen. Bei vielen GewerkschafterInnen rei-
chen aber die Englischkenntnisse nicht aus. Der
Schwerpunkt dieses Seminars liegt daher auf der Ver-
mittlung eines gewerkschaftsspezifischen Vokabu-
lars und dem Kennenlernen von europäischen und in-
ternationalen Gewerkschaftsstrukturen.
26. bis 28. Juni 2009. DGB-Jugendbildungszentrum Hattingen.
Buchungscode ENG 609278868

Anmeldung: www.dgb-jugendbildungszentrum.de

h at t i n g e n  – s e m i n a r e

Beratungen, Bildungsange-
bote und Informationen:

Soeben ist das Programm 2009
des Bereichs Migrati-
on & Qualifizierung
im DGB-Bildungs-
werk erschienen.
www.migration-online.de/
programm09
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